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VON DIRK WERHAHN

Auf dem Platz vor der Stadhalle in 
Karlsruhe werden die Aktionäre 
auf dem Weg zur Hauptversamm-
lung der EnBW (25. April 2008) 
von vielfältigen Protesten empfan-
gen. Weiße Kinderwagen weisen 
als stille Mahner auf das erhöhte 

Kinderkrebsriskio in der Nähe von 
Atomkraftwerken hin.  „Atomkraft 
tötet“ steht auf einem Transparent 
der GegnerInnen der Laufzeitver-
längerung des Uraltkaftwerkes 
Neckarwestheim I. 
Und da ein Termin mit der EnBW 
zur Übergabe der gesammlten Un-
terschriften zur Neckarwestheimer 

Erklärung nicht zustande gekom-
men ist, wurden die Unterschriften 
auf einer Leine aufgehängt. So 
flatterten Tausende von Unter-
schriften gegen den Weiterbetrieb 
im Wind. Sie fordern, dass eine 
Verlängerung der radioaktiven, 
tödlichen Gefahr nicht erteilt wer-
den darf.

Neckarwestheimer Erklärung
NECKARWESTHEIMER ERKLÄRUNGEN FLATTERN VOR DER HAUPTVERSAMMLUNG DER ENBW

Unterschriften gegen Laufzeitverlängerung von Neckarwestheim I gesammelt 
VON INGRID HÖNLINGER

Unter dem Motto „Der Inhalt 
macht den Unterschied“ stand der 
Länderrat am 5. April in der Berli-
ner Jerusalemkirche. Die Veran-
staltung stand im regen Interesse 
von Medienvertretern, so dass die 
Politische Bundesgeschäftsführe-
rin Steffi Lemke feststellen muss-
te: „So viele Teilnehmer und Pres-
severtreter sind hier wie noch nie, 
und das, obwohl wir keinen Streit 
haben.“

Eineinhalb Jahre vor der nächsten 
Bundestagswahl beschlossen die 
rund 80 Delegierten auf dem klei-
nen Parteitag, mit einem eigen-
ständigen ökologischen und sozia-
len Profil unterschiedliche Koaliti-
onsaussagen zu prüfen. Kriterium 
für mögliche Koalitionen sollen 
ausschließlich eigene Ziele sein. 
Hierzu soll die Partei das Pro-
gramm geschlossen weiter entwi-
ckeln. Im Beschluss „Bündnis90/
Die Grünen im Fünf-Parteiensys-
tem“ werden zwar die meisten 
Übereinstimmungen mit der SPD 
festgestellt, deren Lage aber 
„schlicht als schlimm“ zu bezeich-
nen sei, so der Parteivorsitzende 
Reinhard Bütikofer. Im Mai 2009 
soll in einer Wahlaussage deutlich 
werden, mit wem grüne Projekte 
zu verwirklichen sind. Die Frakti-
onsvorsitzende der Bundestags-
fraktion, Renate Künast, ergänzte, 
dass es Koalitionsaussagen wie 
früher im jetzigen Fünf-Parteien-
system nicht mehr geben könne. 
Die Grünen „wollen und würden 
nie Teil einer Wischiwaschi-Koaliti-
on“ betonte die Parteivorsitzende 
Claudia Roth. Der Grüne Kompass 
sei werteorientiert, ökologisch, 

freiheitlich und links. Der Länder-
rat akzeptierte den Vorschlag, das 
Duo aus Renate Künast und Frakti-
ons-Vize Jürgen Trittin als Spit-
zenkandidaten für die Bundestags-
wahl vorzuschlagen. Die Entschei-
dung soll auf der BDK im Novem-
ber fallen. 
Auch einige Projekte für die Wahl 
2009 wurden beschlossen. Ein 
Tempolimit auf Autobahnen soll 
den CO2-Ausstoß verringern. Da-
tenschutz und ein Recht auf Pri-
vatheit sollen im Grundgesetz ver-
ankert werden. Ein weiteres Pro-
jekt ist die Bekämpfung der Kin-
derarmut durch höhere Regelsätze 
und flächendeckende Ganztages-
schulen sowie Kinderbetreuung. 
Fraktionsvorsitzender Fritz Kuhn 
hob auch den „Bildungssoli“ her-
vor. Geplant ist, aus Mitteln des 
Solidarpakts Bildungsmaßnahmen 
zu finanzieren. Andiskutiert wurde 
ein Ökobonus. Hierbei soll eine 
Klimaschutzabgabe den privaten 
Energieverbrauch entsprechend 
dem CO2-Ausstoß besteuern. Die-
se Steuer soll als Ökobonus an die 
Bürger zurück bezahlt werden, 
wodurch Arme und Umweltbe-
wusste profitieren könnten. In der 
Diskussion wurde an der sozialen 
Wirksamkeit gezweifelt, da nur 
wohlhabendere Menschen sich 
teure Energiespar-Bauweisen leis-
ten könnten. Gewarnt wurde auch 
vor einem bürokratischen Unge-
tüm. Zum Abschluss forderte eine 
Resolution zu Tibet das Ende der 
Gewalt und den Respekt vor den 
Menschenrechten. Insgesamt war 
der Länderrat von vielen Gemein-
samkeiten geprägt und damit ein 
guter Einstieg in den Wahlkampf. 
Alle Beschlüsse und Resolutionen 
gibt es unter www.gruene.de.

Am 27. Juni nach Tübingen

Wir sind Grün und nicht Bindestrich-Grün

Müssen Hartz IV-Kinder draußen bleiben?

VON CLAUS LANGBEIN

Es werden immer mehr. Und das ist 
auch gut so. Gemeint sind damit 
die verpflichtenden Ganztages-
schulen. SchülerInnen bleiben bis 
zum Nachmittag in der Schule. 
Betreuungsangebote werden flä-
chendeckend geschaffen und auch 
verhungern muss niemand, denn es 
wird ein Mittagessen angeboten. 
Dieses kostet, wenn man die bishe-
rigen Informationen zugrunde legt, 
zwischen 2,50 € und 3 €. Das sollte 
doch für alle Eltern zu tragen sein? 
Leider werden aber trotz sinkender 
Arbeitslosenzahlen die Empfänger-
Innen von Arbeitslosengeld 2 (ALG 
2) immer mehr. Denn wer eine Ar-
beitsstelle gefunden hat, gilt zwar 
nicht mehr als arbeitslos, aber in er-
schreckend vielen Fällen reicht das 
erzielte Erwerbseinkommen nicht 
dazu aus, den ALG 2-Regelsatz zu 
übertreffen. Der setzt sich zusam-
men aus den persönlichen Regel-
sätzen der Familienmitglieder (z. B. 
347 € für einen Haushaltsvorstand, 
312 € für einen Ehepartner und 208 
€ für ein Kind unter 15 Jahren) so-
wie der Kosten für eine „angemes-
sene“ Unterkunft. Wenn man in 
einer Familie mit Kind diese Sätze 

addiert, kann man sich leicht vor-
stellen, wie weit ein Alleinverdiener 
mit einem Nettolohn von 1 000 € 
kommt. Nämlich im Regelfall unter 
den Regelsatz. GeringverdienerIn-
nen bleibt also häufig nichts ande-
res übrig, als aufstockendes ALG 2 
zu beantragen. Das ALG 2 wieder-
um unterliegt einer Grundberech-
nung. Danach hat ein erwachsener 
Leistungsempfänger monatlich für 
das Frühstück 44,30 €, für das Mit-
tagessen und Abendessen je 79,20 
€ zur Verfügung. Für ein Kind zwi-
schen 7 und 14 Jahren sind 40 % 
dieses Betrags vorgesehen. Für Mit-
tagessen also 31,68 € im Monat, 
was pro Tag 1,06 € ausmacht. Ge-
rechnet auf 365 Tage, steht einem 
ALG 2-Schulkind pro Tag für ein 
Mittagessen 1,04€ zu. 
Es ist leicht vorstellbar, dass sich da-
mit ein Schulessen nicht finanzieren 
lässt. Chancenungleichheit im Bil-
dungssystem beginnt somit schon 
beim Essen. Nachdem die Regie-
rung eine Initiative der Opposition 
zur Bezuschussung des Schulessens 
für Bedürftige abgelehnt hat, sind 
nun wir in den Kommunen gefor-
dert, Chancengleichheit für die Kin-
der, die ja nichts für die Situation 
ihrer Eltern können, wenigstens in 

diesem Bereich herzustellen. In 
Marbach ist eine solche Initiative 
der Grünen leider kürzlich geschei-
tert. In Kornwestheim wurde dieses 
Thema von mir angestoßen und 
steht noch vor der Sommerpause 
zur Beratung an. Hier bin ich aber 
zuversichtlich: Mein Vorstoß wird 
von einer CDU-Stadträtin bereits 
unterstützt. Da fragt man sich na-
türlich: Wo bleibt die SPD.

Länderrat in Berlin

Besuch der Stadtwerke von Boris Palmer
VON MAX BLEIF

Als im Januar dieses Jahres der Tü-
binger Oberbürgermeister Boris 
Palmer als Gastredner beim grü-
nen Neujahrsempfang sprach, und 
dabei auch die ökologische Aus-
richtung der Stadtwerke Tübingen 
(www.swtue.de) ansprach, hinter-
lies er bei einigen ZuhörerInnen ei-
nen bleibenden Eindruck. Das mal 
in echt anschauen! Deshalb wird 
nun ein Besuch der Stadtwerke Tü-
bingen organisiert, der am Freitag, 
27.6. stattfindet. Abfahrt ist um 
13:04 Uhr vom Ludwigsburger 
Bahnhof. 
Folgendes Programm erwartet die 
BesucherInnen in Tübingen ab 15 
Uhr: Begrüßung durch die Ge-
schäftsführer der swt Herrn Wie-
becke und Herrn Dr. Kötzle, Vor-
stellung der swt als kommunales 

Querverbundunternehmen, Ziele 
und Strategien: Unternehmerische 
Verantwortung und ökologischer 
Anspruch, Fragen und Diskussion. 
Der Besuch wird ca. 90 Minuten 
dauern. 
Wir werden mit dem Regionalex-
press nach Tübingen fahren, so-
dass das Baden-Württemberg-Ti-
cket genutzt werden kann. Die Ti-
ckets werden von Max Bleif (Mit-
glied des Kreisvorstands) besorgt 
und die Kosten auf die Mitreisen-
den umgelegt. 
Anmelden kann sich jeder bis 
Montag 16.6.08 entweder unter 
maxbleif@t-online.de (bitte als Be-
treff „Besuch Stadtwerke Tübin-
gen“ angeben) oder unter 0173-
9371958. 
Über eine rege Teilnahme an dieser 
Veranstaltung freut sich der Kreis-
vorstand.

FÜR 1,04 EUR GIBTS WENIGER

Grüne fordern Bezuschussung des Schulessens für Bedürftige
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Haupstadt Berlin...
...ist immer eine Reise wert

LIDIJA KALKOFEN, BIGGI BENDER, 
ELFRIEDE STEINWAND

Auf einer Abgeordnetenreise be-
suchten Elfriede Steinwand und 
Lidija Kalkofen (OV Ludwigsburg) 
Berlin. Politische Stadtrundfahr-
ten bei sonnigen Wetter, ein In-
formationsgespräch im Auswärti-
gen Amt, Besuch einer Plenarsit-
zung zum Antrag der Grünen, 
den biometrischen Fingerabdruck 
nicht zu übernehmen und der Be-
such des Holocaust-Mahnmals 
mit Ansprachen und Konzert zum 
8. Mai standen auf dem Pro-
gramm. Außerdem gab es ein 
Treffen mit der gesundheitspoliti-
schen Sprecherin der Bundestags-
fraktion Biggi Bender.

VON SIEGFRIED RAPP

Die Stadtverwaltung Ludwigs-
burg will mit Unterstützung einer 
externen Unternehmensberatung 
bis zu € 500.000,- im Bereich der 
städtischen Gebäudereinigung 
einsparen und dies bei einem ge-
samten Ausgabenvolumen von 
ca. 3,2 Mio. Euro. 
Die Grünen wollen verhindern, 
dass durch Lohndumping und 
Unterbietungskonkurrenz die Re-
allöhne der unteren Einkommens-
gruppen abgesenkt werden. Die 
Beratungsfirma soll einen Teil der 
Gebäudereinigung ausschreiben 
und nach den durchgeführten 
Sparmaßnahmen die Hälfte der 
erzielten Einsparung eines Jahres 
als Honorar erhalten. 
Für die grüne Fraktion gilt „Wir 
wollen nicht, dass hier auf dem 
Rücken der untersten Lohngrup-
pen Kosteneinsparungen vorge-
nommen werden. Auch bei der 
Gebäudereinigung gilt für uns der 
Grundsatz, dass ordentliche Ar-
beit anständig bezahlt werden 
muss. Außerdem habe die Stadt 
Vorbildfunktion für die angemes-
sene Bezahlung der von ihr be-
auftragten Arbeitskräfte hat.“ 
Auch im Bereich der verwendeten 
Putzmittel sehen die Grünen 

Handlungsbedarf. Nach Überzeu-
gung der Grünen halten sich „in 
den städtischen Gebäuden viele 
Kinder, Jugendliche und Erwach-
sene über lange Zeiträume hin-
weg auf. Deshalb muss auf den 
umweltgerechten und unschädli-
chen Einsatz von Putzmitteln ge-
achtet werden“. 
Die Grüne Fraktion bezweifelt 
auch, ob die geplanten Ausgaben 
für die Beratungsfirma in Höhe 
von ca. € 48.000,- notwendig 
sind. Die städtischen Fachberei-
che sollen ihr eigenes Einsparpo-
tenzial ausschöpfen und durch die 
Einbeziehung der Hausmeister die 
Abläufe optimieren. Auch für di-
rekt und indirekt Beschäftigte der 
Stadt Ludwigsburg müssen ver-
bindliche Mindestarbeitsbedin-
gungen gelten, damit diese Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer durch ihre Arbeit ihre Exis-
tenz sichern können. 
In Hamburg schließen die städti-
schen Unternehmen nur mit Rei-
nigungsfirmen Verträge ab, die 
von der Innung als anständige Ar-
beitgeber zertifiziert sind. Die 
Stadt Ludwigsburg solle in diesem 
Sinne bei ihren Ausschreibungen 
auch diese Kriterien für die Ertei-
lung von öffentlichen Aufträgen 
anlegen.

Grüne für faire Löhne
Kein Lohndumping bei städt. Gebäudereinigung

VON ELFRIEDE STEINWAND

„Wir brauchen einen wirklichen 
Aufbruch“, forderte Renate Ra-
stätter, die schulpolistische Spre-
cherin der Grünen im Landtag auf 
einer Veranstaltung der grünen 
Gemeinderatsfraktion zur Schul-
entwicklung in Baden-Württem-
berg. Einen wichtigen und über-
fälligen Aufbruch leiten die Grü-
nen im Landtag ein, indem sie am 
14. 4. 2008 einen Gesetzentwurf  
vorlegten, der die 9- oder 10-jäh-
rige Basisschule für alle SchülerIn-
nen fordert. Aktuell dazu steht in 
Ludwigsburg der Schulentwick-
lungsplan zur Debatte, der am 28. 
Mai im Gemeinderat verabschie-
det werden soll. Die Akzeptanz 
der Hauptschule hat sehr stark 
abgenommen, die Demografie 
tut das Ihre dazu. Übergangszah-
len von der Grundschule aufs 
Gymnasium liegen in Baden-
Württemberg durchschnittlich bei 
40%. In Ludwigsburg schwanken 
diese Zahlen, je nach Stadtteil 

zwischen 18% und 56%. Das Fa-
zit der OECD-Studien, dass die 
Bildungsempfehlung mit der Her-
kunft der Kinder in engem Zu-
sammenhang stehe, belegen die-
se Zahlen überdeutlich. Die Grü-
nen sprechen von einem men-
schenunwürdigen System, das 
von der dritten Klasse an bis zum 
Ende der Schulzeit die Kinder und 
Jugendlichen unter permanenten 
Druck setzt. Eltern bezahlen 
Nachhilfehonorare in Millionen-
höhe und denken nicht daran, 
endlich die komplette Ausbildung 
ihrer Kinder von den Schulen ein-
zufordern. Zeitgemäß sind Indivi-
dualisierung und Differenzierung 
in den Schulklassen. Einige weni-
ge Schulen machen es bereits vor, 
z. B. die Helene-Lange-Schule in 
Wiesbaden. Jedes Kind muss indi-
viduell nach seinen Begabungen 
und Lerntempi gefördert werden. 
Was in Skandinavien und Kanada 
längst umgesetzt ist, stößt bei 
Verantwortlichen auf Skepsis und 
Unwillen, insbesondere im Kul-

tusministerium und bei der CDU. 
Die Grünen bauen deshalb dar-
auf, dass die Weiterentwicklung 
des Bildungssystems von unten 
eingeleitet wird. Kommunen, El-
tern und Lehrer sind aufgefordert, 
diesen Prozess zu beschleunigen. 
Kommunen können Anträge auf 
Modellschulen stellen, wie sie es 
in Tübingen, Karlsruhe und Ra-
vensburg bereits getan haben. 
Nicht nur die Haupt- und Real-
schulen, sondern auch die Gym-
nasien sind in die Entwicklung mit 
einbezogen und die Kinder blei-
ben bis zur 10. Klasse zusammen. 
Zwei Anhörungen im Landtag fin-
den statt am 29. 5. zum G8 und 
am 20.6. mit der Begabungsfor-
scherin Elisabeth Stern. 

Reinhard Kahls neuer Dokumen-
tationsfilm „Kinder“ wird auf ei-
ner BildungsMatinée am 1. Juni 
2008 in zwei Kinos in Stuttgart 
vorgestellt. Kartenvorbestellung 
unter www.adz-netzwerk.de/
kinder.

Grüne Landtagsfraktion fordert Basisschule
Modellschulen setzen auf individuelle Förderung von Kindern und Jugendlichen

Grüner Erfolg: Skulpturenpfad kommt 2009
Regionale und internationale Künstler sollen Ludwigsburgs Plätze bereichern

VON SIEGFRIED RAPP

Die Grünen haben einen Skulptu-
renpfad für das Jahr 2009 als kul-
turellen sommerlichen Höhepunkt 
beantragt. In der Begründung 
zum Antrag wies die Grüne Frakti-
on darauf hin, dass Ludwigsburg 
arm an Kunst im öffentlichen 
Raum sei. Auch habe die Diskussi-
on um die Seemann-Skulptur ge-
zeigt, dass die BürgerInnen der 
Stadt an Kunst im öffentlichen 
Raum großes Interesse haben. 
Nach Einschätzung der Grünen-
Fraktion kann ein Skulpturenpfad 
mit Zusatzveranstaltungen auch 
überregional touristisch präsen-
tiert und vermarktet werden. Da-
durch könne Ludwigsburg noch 
an Profil als Kunst- und Veranstal-
tungsort gewinnen und die Auf-
enthaltsqualität in der Innenstadt 
erhöhen. Wichtig war den Grünen 
von Anfang an, dass lokale, regio-
nale und überregionale Künstler in 
einer qualifizierten Ausschreibung 

beteiligt werden. Darüber hinaus 
sollte das Projekt finanziell attrak-
tiv ausgestattet sein. Nach mehre-
ren Projekt-Entwürfen und Dis-
kussionen in verschiedenen Ge-
meinderats-Gremien wurde nun 
am 1. April 2008 das umfangrei-

chere von zwei Modellen mehr-
heitlich im Ausschuss für Wirt-
schaft, Kultur und Verwaltung be-
schlossen. Die Ludwigsburger 
Grünen konnten sich über diesen 
Erfolg ihrer Kunst-Initiative freu-
en. Mit dem Skulpturenprojekt 
werden sieben unterschiedliche 
Orte in Ludwigsburg bespielt. 
Diese Objekte stehen eine Saison 
lang im öffentlichen Raum. Zeit-
lich orientiert man sich dabei an 
der Saison des Blühenden Barocks 
von Mitte März bis Anfang No-
vember. Danach werden die 
Skulpturen wieder abgebaut. Sie 
bleiben im Besitz der teilnehmen-
den Künstler. Die Stadt kann je-
doch Kunstwerke ankaufen, die 
dann stehen bleiben können. Die 
Auswahl der beteiligten Künstler 
erfolgt über einen Wettbewerb. 
Die Ausschreibung erfolgt euro-
paweit, geht aber selbstverständ-
lich auch an die regionalen Künst-
lerverbände. Das Ludwigsburger 
Skulpturenprojekt findet alle drei 
Jahre statt. Der Beginn ist für das 
Jahr des Stadtjubiläums, 2009, ge-
plant. Ludwigsburg soll der Ort 
für eine Skulpturen-Triennale in 

der Region werden und lässt sich 
dieses Projekt im Jahre 2009  
197.000 € kosten. In der Diskussi-
on mit den Gemeinderäten wurde 
weiterhin der Wunsch deutlich,  
dass die Skulpturen fußläufig im 
Innenstadtbereich und nicht in 
den Randbezirken aufgestellt wer-
den. Mögliche Orte für eine 
Skulpturenaufstellung sind: West-
portal am Bahnhof; Schorndorfer-
straße, Ecke Wilhelmstraße; 
Schlosseingang gegenüber Mar-
stallstraße; Holzmarkt in Richtung 
Marstall; Asperger Straße nach 

Westen; Platz vor der Feuerwehr; 
Forum am Schlosspark; Reithaus-
platz am Marstall-Center; Kreu-
zung Stuttgarter Straße/Friedrichs-
straße; Solitudeplatz; südliche 
Seestraße nach Norden. Als weite-
rer Skulpturenstandort sollte der 
Schillerplatz ins Gespräch ge-
bracht werden. Die CDU brachte 
in der Diskussion ein, dass vier bis 
fünf Kunstwerke ausreichend sei-
en, da man dadurch Geld sparen 
könne. Diesem Argument hielten 
die Grünen-Vertreter im Kultur-
ausschuss entgegen: „Um regio-
nal zu wirken, braucht man sieben 
Objekte als kritische Masse, erst 
dadurch wird die Reihe zu einem 
Pfad.“ Schließlich stimmte der 
WKV mehrheitlich für sieben 
Kunstwerke ab. 

Grüne informieren...

... VOR OSTERN ÜBER GESUNDE ERNÄHRUNG

... IM PINGUINKOSTÜM ÜBER DEN KLIMAWANDEL

„Plätze. Inseln im Häusermeer.“ 
Fest auf dem Schillerplatz am 21.06. von 10 bis 14 Uhr.

Präsentation der grünen Pläne für Schiller- und Arsenalplatz.
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Vorstand wiedergewählt

ULRIKE BICKEL-LANG, DIOMÉDE BARANSEGETA, PETRA HEINLE-HETTIG

URSULA SLADEK

Am Donnerstag, 10. April 2008 
wurde im Ortsverband (OV) 
Neckar-Stromberg der alte Vor-
stand einstimmig im Amt bestä-
tigt. Petra Heinle-Hettig und Dio-
méde Baransegeta bleiben die 
beiden Vorsitzenden und Ulrike 
Bickel-Lang die Ortskassiererin im 
OV. Der Vorstand hat die letzen 
beiden Jahre sehr gut zusammen-
gearbeitet und bereitet sich nun 
auf die kommenden Wahlen im 
Superwahljahr 2009 vor. Geplant 

sind zudem eine Ökostromaktion 
im Juni auf dem Bönnigheimer 
Marktplatz und eine Veranstal-
tung zur Geschichte Afrikas und 
der sozialen und ökologischer Si-
tuation in Burundi. Erklärtes Ziel 
ist es weiterhin, mit allen grün-
nahen Organisationen und Ver-
bänden vertrauensvoll zusam-
menzuarbeiten. Neue Mitglieder 
und interessierte Bürgerinnen und 
Bürger sind zu den Treffen und zu 
Aktionen herzlich willkommen. 

VON HARALD GAßNER

Die grüne Gemeinderatsfraktion 
und der Vorstand des Ortsvereins 
Vaihingen/Enz hatten sich bereits 
zum zweiten Mal mit Vertretern 
der Bürgerinitiative „Interessen-
gemeinschaft Wohngebiet Altes 
Bahnhöfle“ (IG) in Ensingen ge-
troffen. Dabei erklärten diese 
noch einmal die Bedenken gegen 
die Ansiedlung eines großen Lo-
gistikers an diesem Standort auf-
grund des zu erwartenden Lärms 
sowohl im angrenzenden Wohn-
gebiet als auch in Kleinglattbach, 
Enzweihingen, Ensingen und Hor-
rheim. Dabei geht es der IG um 
den Lärmschutz im gesamten Vai-
hinger Stadtgebiet. Bis zum 18. 
Juli 2008 muss die Stadt aufgrund 
der Vorgaben von EU und Bunde-
simmisionsschutzgesetz einen 
Lärmaktionsplan vorlegen. Dieser 
sei bisher offensichtlich nicht vor-
bereitet. Besonders befremdlich 
sei für die Anwohner die fehlende 
Zusammenarbeit der Stadt mit ih-
ren Bürgern. Die Stadtverwaltung 
hätte Bürgern teils die Aktenein-
sicht und teils die für Einwände 
notwendigen Kopien der Lärm-
gutachten verweigert. Bereits 
zwei Werktage nach Verstreichen 
der Einwendungsfrist seien aus-
nahmslos alle Einwendungen ab-
gelehnt und die Baugenehmigung 
für die ersten Hallen erteilt wor-
den. Seither werden durch Bagger 
weitere Fakten geschaffen. In die-
ser kurzen Zeit hätte sich niemand 
ernstlich mit den umfangreichen 
Einwendungen der Bürger ausein-
ander setzen können. „Es ist der 
Eindruck entstanden, als interes-

siere sich die Stadt nicht für die 
Position und die Rechte ihrer Bür-
ger“. Auf  Gesprächsangebote ist 
OB Maisch nicht eingegangen. 
Viele Vaihinger Einwohnerinnen 
und Einwohner seien verärgert 
über das Tempo, mit der die Stadt 
Sachzwänge schaffe. Noch unver-
ständlicher sei die Reihenfolge, 
wie die Stadt vorgehe: Nachdem 
seit 5. Februar die Baumaschinen 
tätig sind, hat die Stadt erst ab 7. 
Februar um Stellungnahme zum 
Bebauungsplan gebeten, in dem 
die Straßenführung zu Gunsten 
der Ansiedlung des Logistik-Be-
triebes geändert werden soll. Bis 
7. März lief die Frist für Einwen-
dungen für ein Vorhaben, das 
gleichzeitig draußen auf dem 
Acker mit großer Schnelligkeit im 
wahrsten Sinne des Wortes „ze-
mentiert“ werde. Dies stelle die 
Ernsthaftigkeit des ganzen Ver-
fahrens und die Glaubwürdigkeit 
der Stadtverwaltung in Frage. Auf 
die Einwände der Anlieger zu die-
sem Plan hat die Stadt jedoch bis 
heute nicht reagiert. Unverständ-
lich ist auch, dass die Stadt auf der 
einen Seite bei den Bodenricht-
werten das Gebiet ums Alte Bahn-
höfle als „Wohngebiet“ deklariert 
und in eindeutiger begrifflicher 
und finanzieller Abgrenzung zu 
„Mischgebieten“ in Ensingen und 
anderen Teilorten entsprechen-
den Grundstückswerten veröf-
fentlicht, und auf der anderen 
Seite den gleichen Wohnhäusern 
beim Lärmschutz nur den Status 
eines Mischgebietes zugestehen. 
„Offensichtlich war die Logisti-
ker-Ansiedlung für einige Verant-
wortliche so wichtig, daß sie dafür 

nicht einmal den gesetzlich vorge-
schriebenen Lärmschutz der eige-
nen Bürger umsetzen wollen“, so 
die Vertreter der IG. Harald Gaß-
ner, Vorstand des Ortsvereins, 
kennt die meisten betroffenen 
Bürger seit Jahrzehnten:  „Vor ih-
nen muss niemand Angst haben. 
Aber wenn die Stadt weiter zu ih-
ren Fragen schweigt, laufen wir 
Gefahr, eine Feigenblattdemokra-
tie zu werden. Wollen wir diesen 
Preis wirklich für eine wirtschaftli-
che Entwicklung, die dem Inves-
tor alle Rechte gibt, bezahlen?“ 
Für ihn ging es bei dieser Diskussi-
on um die Frage, wer denn ent-
scheiden darf, „wer das Opfer für 
die Allgemeinheit zu erbringen 
hat“, und für Ulrike Schmidt-Hit-
schler, „wie die Mehrheit mit die-
ser Minderheit umzugehen bereit 
ist“. Auch Susanne Häusser-Essig 
setzte sich für schnelle Gespräche 
und eine kompetente Interessens-
vermittlung ein: „Es ist notwen-
dig, die Kritik ernst zu nehmen 
und endlich das Misstrauen aus 
der Welt zu schaffen. Die Stim-
mung in der Stadt ist von vor-
schnellen Beschuldigungen ge-
prägt.“ Die Vertreter der IG wie-
sen weiterhin auf die ungeklärten 
Probleme mit der An- und Ab-
fahrt hin: Stadträte hätten den 
Kleinglattbachern mündlich zuge-
sagt, den Speditionsverkehr nicht 
über den Kreisel und den Tunnel 
unter dem Bahnhof, sondern über 
die K 1697 in Richtung Illingen, 
dann am KZ-Friedhof vorbei zur B 
10, abzuwickeln. In diesem Fall 
hätten aber die Ensinger mit zu-
sätzlichem Lärm und noch stärke-
ren Emissionen zu rechnen. 

Logistikstandort Ensingen
Unterhöhlt die Stadt Beteiligungsrechte?

ON WOLFRAM SCHEFFBUCH

Der Treibhauseffekt lässt die Tem-
peraturen klettern, die neue Kin-
derkrebsstudie rückt die Atom-
kraft ins Zwielicht und die Ener-
giekonzerne treiben die Strom-

preise nach oben. Für den Bund 
der Bürgerinitiativen Mittlerer 
Neckar (BBMN) und das Bündnis 
Mensch und Umwelt Besigheim 
(BMU) sind das gute Gründe, sich 
für eine nachhaltige Energienut-
zung und für einen Wechsel des 
Stromanbieters einzusetzen. 
BBMN und BMU haben deshalb 
Ursula Sladek, Geschäftsführerin 
der Elektrizitätswerke Schönau 
(EWS) zu einer Informationsver-
anstaltung nach Besigheim einge-
laden. Das Interesse an der Veran-
staltung war so groß, dass im Saal 
die Stühle knapp wurden. Sladek 

Die Macht der Stromkunden
Aufforderung zum Umsteigen: Ökostrom für Klimaschutz und Atomausstieg

Naturschutz geht weiter
Grundschule Heimerdingen erhält Naturschutzpreis
VON JULIA SCHWEIZER 

Ehrenamtlicher Naturschutz im 
Kreis ist vielfältig – das haben 
auch die diesjährigen Bewerber 
um den von Bündnis90/Die Grü-
nen im Kreis Ludwigsburg ausge-
schriebenen und mit 500 Euro do-
tierten Naturschutzpreis gezeigt. 
Ob weit über 300 Radtouren und 
Veranstaltungen rund um die 
ökologische Art der Fortbewe-
gung, Naturkundeunterricht, 
Zählung und Schutz der hier le-
benden Eulen oder der Streuobst-
wiesen: Die für den Wettbewerb 
eingereichten Projekte zeugten 
alle von großem Engagement für 
unsere Umwelt. Die Wahl des 
diesjährigen Preisträgers fiel der 
Jury daher nicht leicht. Glückli-
cher Gewinner war aber am Ende 
die Grundschule Heimerdingen 
unter Leitung ihrer Rektorin Ulrike 
Allerborn. Seit vielen Jahren ler-
nen die Kinder – unterstützt auch 
vom Revierförster – den Wald 

kennen. Und das nicht nur auf 
Lerngängen, sondern auch in 
Waldprojekten, bei denen sie z.B. 
Pflanzungen anlegen, Nistkästen 
aufstellen oder Texte über „ih-
ren“ Wald verfassen. Und den 
haben die Kinder mittlerweile tat-
sächlich: Die Schule hat, unter-
stützt von der Stadt Ditzingen, ein 
Grundstück gekauft und darauf 
während der „Waldwoche“ einen 
Schulwald aufgeforstet, um den 
sich die Kinder nun kümmern. Ein 
absolut lobenswertes Engage-
ment, finden die Kreistagsfraktion 
und der Kreisvorstand, das weit 
über das sonst übliche hinaus-
geht. Geehrt werden die Heimer-
dinger Schüler am Kreisnatur-
schutztag am Sonntag, 1. Juni. 
Als Ort für die Verleihung ist das 
Rathaus in Schwieberdingen 
(Schlosshof 1) ausgewählt, Be-
ginn ist 15 Uhr. Zur Stärkung gibt 
es nach der Präsentation des Sie-
gerprojekts und kleinen Redebei-
trägen Getränke und Kuchen.

Grüne kritisieren Landräte
Strohgäubahn droht Abstellgleis wegen Zuständigkeitsgerangel

VON EVA MANNHARDT

Die Grünen-Kreistagsfraktion for-
dert endlich Klarheit für die Zu-
kunft der Strohgäubahn. Sie darf 
nicht am finanziellen Hickhack 
zwischen Landkreis, Kommunen 
und Region scheitern, der nach 
Ansicht der Grünen zu Lasten der 
Fahrgäste geht. Das Land wird 
aufgefordert, endlich Position zur 
Trägerschaft zu beziehen. Für die 
Grüne Kreistagsfraktion ist die 
Haltung der Landräte in der Ver-
bundregion völlig unverständlich. 
„Aus verkehrspolitischer Sicht 
macht eine Verkürzung der Stroh-
gäubahn auf eine Stummelstrecke 
zwischen Korntal und Heimerdin-
gen keinen Sinn.“, kritisiert Kreis-
rätin Eva Mannhardt (Korntal-
Münchingen) die Festlegung auf 
die so genannte NE-Variante. 
„Denn erst vor wenigen Jahren 
wurde die Streckenführung bis 
Feuerbach erweitert, um die 
Strohgäubahn attraktiver zu ma-
chen.“ Das ist auch tatsächlich ge-
lungen. Im Abschnitt zwischen 

Korntal und Feuerbach fahren so 
viele Fahrgäste wie zwischen 
Schwieberdingen und Hemmin-
gen. Und sie könnte noch mehr 
Fahrgastpotenziale erschließen, 
sind sich die Grünen sicher: bei-
spielsweise von Tagestouristen, in 
das Heckengäu und Strudelbach-
tal. Zudem kann von Weissach aus 
eine attraktive Verbindung für Be-
rufspendler aus dem östlichen En-
zkreis oder aus Eberdingen nach 
Stuttgart geschaffen werden. 
„Den Landräte geht es offensicht-
lich nicht um Verkehrspolitik. Sie 
wollen nicht die Interessen der 
Fahrgäste sondern nur ihre eige-
nen Interessen wahren“, vermutet 
Eva Mannhardt. 
Und für diese Kirchturmpolitik 
wollen sie dann noch nicht einmal 
finanziell aufkommen: Der Land-
kreis Ludwigsburg möchte Träger 
für die Strohgäubahn bleiben, 
gleichzeitig aber höchstens einen 
Anteil von 50% dafür bezahlen. 
Daniel Renkonen ergänzt: „Die-
sem kleinkarierten Besitzdenken 
fallen alle verkehrspolitischen As-

pekte und die Interessen der Ein-
wohner zum Opfer.“ Es darf nicht 
sein, dass die Weiterfahrt zur Hälf-
te auf den freiwilligen Finanzie-
rungsbeitrag der Anrainerkommu-
nen angewiesen bleibt. In unse-
rem Ballungsraum muss Verkehrs-
politik mit Weitsicht geplant und 
mit Verstand finanziert werden. 
Die Grüne Kreistagsfraktion un-
terstützt deshalb auch den Antrag 
der Landtagsfraktion, sich in den 
Zuständigkeitsstreit einzumischen. 
Ein zukunftsfähiger ÖPNV ist für 
Baden-Württemberg und insbe-
sondere für die Region der Lan-
deshauptstadt eine Grundvoraus-
setzung für die weitere wirtschaft-
liche Entwicklung. Er wird in Zu-
kunft angesichts der Umweltprob-
leme und der Probleme auf den 
Straßen ein immer wichtigerer 
Faktor werden. 
Es wird deshalb höchste Zeit, dass 
das Land sich ebenfalls zu seiner 
Verantwortung bekennt und hier 
nicht nur ordnend sondern auch 
mit finanzieller Unterstützung ein-
greift.

Gute Zusammenarbeit kann weitergehen

skizzierte die aktuellen Klimapro-
bleme, aber auch die Folgen der 
Atomkraftnutzung. Zur Energie-
verschwendung sagte Sladek: „In 
Deutschland könnte soviel Ener-
gie eingespart werden wie alle 
deutsche Atomkraftwerke erzeu-

gen.“ Entstanden sind die EWS, 
aus einer Bürgergruppe, die sich 
anlässlich der Neuvergabe der 
Stromkonzession im südbadischen 
Schönau 1990 für eine Übernah-
me des Stromnetzes eingesetzt 
hatte. Mittlerweile sind in 
Schönau viele kleine Blockheiz-
kraftwerke und Solaranlagen ent-
standen und auch jenseits der Ge-
markungsgrenzen fördert die 
EWS alternative Energieerzeu-
gunganlagen. 
„Wir sind keine Stromverkäufer,“ 
so Sladek „wir haben Visionen.” 
Am Ende rief Sladek eindringlich 

zum Wechsel des Stromanbieters 
auf: „Jeder Stromkunde, der bei 
seinem alten Energieversorger 
bliebt, gibt ihm die Legitimation 
so weiter zu machen wie bisher.” 
Die Veranstalter zeigten sich mit 
dem Abend zufrieden. Wolfram 
Scheffbuch vom BBMN: „Die Re-
sonanz zeigt uns, dass die Leute 
weg vom Atomstrom wollen.”
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Termine
25.05.08 Grüne Wanderung 
nach Großbottwar

26.05.08 „Initiative gegen Gen-
technik“ Erdmannhausen (19 
Uhr)

04.06.08 KMV im Ratskeller, 
Ludwigsburg (19 Uhr)

14.06.08 Landesausschuss in 
Filderstadt.

21.06.08 „Plätze. Inseln im Hä-
suermeer.

27.06.08 Besuch der Stadtwer-
ke Tübingen 

09.07.08 Nominierungs-KMV 
BTW Neckarzabern, Hotel Ot-
terbach, Bietigheim. (19 Uhr)

13.07.08 Boule-Turnier im Bür-
gergarten (16 Uhr)

18.07.08 Nominierungs-KMV 
BTW Ludwisgburg, Ratskeller, 
Ludwigsburg.

Termine an gruenspiegel@gmx.de
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Klimaschutz in der Region
Die Grünen fordern langfristiges regionales Klimaschutzkonzept mit konkreten und messbaren Zielen 

VON ILSE MAJER-WEHLING

Die Reduzierung von CO2 ist 
nicht irgendein politisches Pro-
blem neben vielen, sondern eine 
Jahrhundertaufgabe von oberster 
Priorität. Anstrengungen auf allen 
Ebenen - also auch auf der der 
Region - sind dringend nötig. Die 
Entscheidungsträger, voran der 
Regionaldirektor, verkünden zwar 
ständig die Notwendigkeit der 
CO2-Reduzierung durch die Me-
tropolregionen bis zu 80 % im 
Jahr 2050, aber konkrete Klima-
schutzziele für die Region gibt es 
bis jetzt nicht. Dabei müsste es 
um die Fragen gehen: Wie haben 
sich die CO2-Emissionen der Re-
gion in den letzten 15 Jahren ent-
wickelt? Und von welcher Ent-
wicklung der CO2-Emissionen ist 
in der Region bis zum Jahre 2020 
auszugehen? Welche Ziele und 
Standards zur CO2-Minderung 
verfolgt die Region? 
Das Bundesumweltministerium 
sieht in der Minderung der CO2-
Emissionen um 40 % bis zum Jah-
re 2020 ein wichtiges Etappenziel 
für den Klimaschutz - Wird dieses 
Ziel auch von der Region ver-
folgt? In welcher Form und in 

welchem Umfang beteiligen sich 
die Partner der Region an der 
Umsetzung der Klimaschutzziele? 
Laut Dr. Steinacher und Ver-
bandspräsident Bopp wird in Sa-
chen Energie und Klimaschutz ge-
nug getan durch das Engagement 
des Verbands für die nachhaltige 
Finanzierbarkeit des ÖPNVs, den 
Ausbau des S-Bahn-Netzes und 
die Verbesserung des S-Bahn-
Taktes, den eingeschlagene Kurs 
der Reduzierung des Flächenver-
brauchs und der Freiflächensiche-
rung, die thematische Schwer-
punktsetzung „Klimaschutz” im 
europaweiten Netzwerk der Me-
tropolregionen (METREX) und die 
Beteiligung der Region am GRIP-
Modell der EU (Gemeinsam mit 
über 20 Partnerregionen hat die 
Region bei der EU einen Förder-
antrag von 4,3 Millionen Euro ge-
stellt. Mit diesem Modell kann der 
Treibhausgasstatus einer Region 
ermittelt werden. Zudem können 
Szenarien unterschiedlicher Sied-
lungs- und Verkehrsentwicklung 
auf ihre Klimarelevanz überprüft 
werden).
Zugegebenermaßen sind das alles 
sinnvolle Aktivitäten; sie ersetzen 
aber nicht ein langfristiges regio-

nales Klimaschutzkonzept mit 
konkreten und messbaren Zielen. 
Im Großraum München arbeiten 
in dem Bündnis „München für 
Klimaschutz” Großunternehmen, 
Industrie-, Handwerks- und Um-
weltverbände gemeinsam mit der 
Stadt an dem Ziel einer 50%igen 
CO2-Reduktion bis 2030. Warum 
ist das bei uns nicht möglich? 
Aus meiner Sicht als Mitglied des 
Wirtschaftsausschusses könnten 
verschiedene  Maßnahmen sehr 
schnell umgesetzt werden, bei-
spielsweise 1. Aufbau einer „stra-
tegische Partnerschaft” mit HWK, 
IHK, IG Metall und ggf. anderen 
Organisationen bzw. Unterneh-
men, 2. Förderung von speziellen 
Unternehmensinitiativen, z.B. mit 
Automobilindustrie, Energiewirt-
schaft, innovativen Umwelt unter-
nehmen, Holzwirtschaft, IT-Un-
ternehmen zum Thema „Unter-
nehmen enga gieren sich für Effizi-
enz und Klimaschutz”, 3. Identifi-
zierung von Potenzialen auf 
Grundlage der Potenzialstudie zu 
erneuerbaren Energien in der Re-
gion aus dem Jahr 2000 und dar-
auf aufbauend Erhebung und 
Vermarktung der Marktpotenziale 
für die vor allem kleinen und mitt-

leren Unternehmen der Region im 
Bereich Energie- und Klima schutz 
(z.B. bei Wärmedämmung, Heiz-
kesselerneuerung, KWK; erneuer-
baren Energien). 
Ein solches „regionales Konjunk-
turprogramm” würde Investitio-
nen in Mrd.-Höhe in und für die 
Region auslösen. Durch Einbezie-
hung der Handwerksbetriebe, die 
dadurch Beratungskompetenz er-
hielten, würden auch die Kom-
munen unter Druck geraten und 
sich in einem „Klimaschutzbünd-
nis” engagieren (so geschehen in 
der Region Südlicher Oberrhein). 
Intern könnte die Verbandsver-
waltung auch etwas tun, zum Bei-
spiel 10 % weniger Papier ver-
brauchen, 100 % Recyclingpapier 
verwenden, auf 100 % Ökostrom 
umsteigen,  Videokonferenzen 
durchführen, um Dienstreisen zu 
vermeiden, unvermeidbare Flüge 
mit CO2-Klimaabgabe kompen-
sieren. 
Auch in den anderen Ausschüssen 
haben die Grünen konkrete Ideen, 
die wir spätestens zu den Haus-
haltsberatungen wieder in Anträ-
ge einfließen lassen wollen nach 
dem Motto: Die Hoffnung stirbt 
zuletzt.

Vergleich des VCD bestätigt:
 Die VVS-Tarife sind sehr hoch

ÖPNV stärken: Zurückhaltung bei Tariferhöhung und 
deutliche Verbesserung des Angebotes gefordert

VON JOSEF MATSCHINER

„Der neueste Vergleich des VCD 
Frankfurt belegt einmal mehr, 
dass die VVS-Tarife sehr hoch 
sind“, beklagt Josef Matschiner, 
Regionalrat im Verkehrsaus-
schuss. „Wir fordern die VVS-Ge-
sellschafter auf, auf Erhöhungen 
wie in den vergangenen Jahren zu 
verzichten und stattdessen ernst-
haft zu überlegen, wie sie das An-
gebot verbessern können!“ Eine 
Einzelkarte für das Stadtgebiet 
koste laut VCD-Fahrpreisvergleich 
2008 in Stuttgart 2,35 Euro, beim 
VGN Nürnberg jedoch lediglich 
1,90 Euro. Stuttgart sei im Ver-
gleich mit 13 deutschen Groß-
städten nach Hamburg am teu-
ersten. Auch bei den anderen Ti-
ckets, bei Tageskarten oder Wo-
chen- und Monatskarten finde 
sich der VVS stets in der teureren 
Hälfte des Vergleichs wieder. In 
der Spitzengruppe mit den güns-
tigsten Tarifen finden sich dage-
gen Nürnberg, Karlsruhe und 
Leipzig. „Was in Nürnberg, Karls-
ruhe und Leipzig möglich ist, 

nämlich ein attraktiver ÖPNV bei 
günstigen Preisen, muss auch bei 
uns möglich sein!“, fordert Mat-
schiner. Neben einer Mäßigung 
bei Tariferhöhungen erwarte die 
grüne Regionalfraktion Verbesse-
rungen des Angebotes wie zum 
Beispiel das Kurzstreckenticket für 
die S-Bahn mit 1 Euro für eine 
Haltestelle; verbundübergreifen-
de Tickets nach dem Vorbild der 
Karlsruher RegioX-Karte; beson-
ders wichtig: eine Reduzierung 
der Tarifzonen. „Wir haben 47 
Tarifzonen, dass macht das Fah-
ren mit dem VVS unübersichtlich 
und teuer“, so Matschiner, „gera-
de Stuttgart als die Großstadt mit 
der höchsten Feinstaubbelastung 
in Deutschlang müsste mehr für 
den ÖPNV tun!“

VON WOLFRAM SCHEFFBUCH

Die Kinderkrebsstudie des Main-
zer Kinderkrebsregisters hat ein-
deutig festgestellt, dass die An-
zahl der Erkrankungen mit zuneh-
mender Nähe zu den Atomkraft-
werken steigt. Doch die Politik 
reagiert nicht. 
An mehreren deutschen Atom-
kraftwerksstandorten sind des-
halb am letzten Sonntag Men-
schen auf die Straße gegangen 
und haben Mahnwachen abge-
halten. Die Forderung hierbei war 

klar: Es müssen umgehend Kon-
sequenzen aus den Ergebnissen 
der Studie gezogen werden. Die 
Aufsichtsbehörden müssen han-
deln. Auch wir als Neckarwesthei-
mer Standortinitiative haben uns 
an den Aktionen beteiligt und 
protestierten mit einer Mahnwa-
che auf dem Kronenplatz im zehn 
Kilometer entfernten Bietigheim. 
Neben Infotischen und Transpa-
renten verteilten wir „essbare“ 
Schokokuss-Atomkraftwerke, die 
gerne von den Passanten „ver-
nichtet“ wurden.

Studie: Kinderkrebsrisiko 
nahe AKW ist höher

Mahnwache in Bietigheim

Gute Berichterstattung kostet

VON DIRK WERHAHN

Der von Jürgen Walter (MdL) or-
ganisierten Anhörung merkt man 
die Spannung an. Es geht um 
Geld, um viel Geld. 

ARD und ZDF wollen das digitale 
Angebot ausweiten, denn laut 
Peter Boudgoust (Intendant des 
SWR) liegt die mediale Zukunft 
im digitalen Bereich und die öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten müssen sich auch in die-
sem Feld weiterentwickeln.  Dies 
stößt bei den privaten Anbieter 

und der Printmedien auf großen 
Widerstand, denn sie sehen einen 
Wettbewerbsnachteil für sich und 
ihre Angebote. 
Im Konkurrenzkampf um den 
Werbekuchen wird von den pri-
vaten Rundfunkveranstaltern ge-
fordert, der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk solle sich auf die GEZ-
Gebühren als Einnahmequelle be-
schränken und nicht durch Wer-
bung noch weitere Mittel einneh-
men. 
Jürgen Walter hebt hervor: „Die 
Rundfunkgebühr ist in der Dis-
kussion. In der jetzigen Form hat 

sie keine Zukunft. Die haushalts-
bezogene Mediengebühr, die 
auch den PC mit einschließt, wird 
zunehmend als Modell, das auch 
von den Grünen unterstützt wird, 
diskutiert.“ 
Dass es  gute und starke - von der 
Öffentlichkeit finanzierte - Sender 
geben muss, wird in der Anhö-
rung klar. Denn laut Podium lässt 
sich mit seriösen Nachrichten 
nach wie vor kein Geld verdienen. 
Journalistisch gut recherchierte 
Nachrichten sind auch in dieser 
medialen Welt ein wichtiger Be-
standteil der Demokratie.

Anhörung im Landtag zur Zukunft des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 


